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1. Veranlassung

Im Auftrag der / des

…………………………………………………………………………………………………..

…………………………………………………………………………………………………..

…………………………………………………………………………………………………..

ist im Bereich der Liegenschaft .....................................................................................,

mit einer Fläche von ...........
ha eine


visuelle Kampfmittelräumung


baubegleitende Kampfmittelräumung


vollflächige, punktuell bodeneingreifende Kampfmittelräumung


Räumung durch Abtrag von Boden und sonstigen Stoffen (Volumenräumung / 
Separation)


Baugruben für Bombenblindgängerverdachtspunkte


Räumung in Gewässern


Sonstiges…………………………………………………..

durchzuführen.

In Vereinbarung mit der geplanten Nachnutzung und in Abstimmung mit dem Auftraggeber wurde als Räumziel vereinbart:

…………………………………………………………………………………………………..

…………………………………………………………………………………………………..

…………………………………………………………………………………………………..

Die derzeitige Nutzung der Räumstellenfläche erfolgt als:

 

Truppenübungsplatz

 

Flugplatz



Verkehrsfläche




Wohngebiet – sonstige sensible Nutzung



Gewerbegebiet





Sonstiges

Die Fläche wird zukünftig als ...........................................................genutzt. Parallel zu den oben beschriebenen Arbeiten finden auf bzw. in der Nachbarschaft zur Räumstelle 

Nutzungen statt, dabei handelt es sich um ......................................



keine Nutzungen statt.



Arbeiten statt.

Damit verbunden sind „gefährliche Arbeiten“ entsprechend der Anlage 2 zur Baustellenverordnung. Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit zur Erarbeitung eines Sicherheits- und Gesundheitsschutzplanes (SiGe-Plan) für die geplanten Kampfmittelräummaßnahmen.

Kartographische Darstellungen zum Kampfmittelräumprojekt befinden sich in Anlage 1.

2. Projektorganisation

2.1 Beteiligte

Zu den grundlegenden Sicherheitspflichten gehört die betriebliche Alarm- und Gefahrenabwehrplanung. Ziel dieser Planung ist die Gewährleistung des Schutzes der Arbeitnehmer, der Einsatzkräfte und Dritter. Bei der Erstellung der Alarmpläne ist zu berücksichtigen, dass ein Störfall immer eine Ausnahmesituation darstellt. Eine schnelle Alarmierung wird nur durch übersichtliche, präzise Alarmpläne sichergestellt.

Die Aufstellung der Alarmpläne obliegt dem SiGeKo bzw. bei nur einer ausführenden Firma vor Ort der zuständigen Bauleitung.

Anlage 3 enthält eine aktuelle Übersicht über die „am Bau Beteiligten“ und deren Erreichbarkeit. Die Liste ist im Zuge der laufenden Baumaßnahmen ggf. durch den SiGeKo bzw. die zuständige Fachbauleitung zu aktualisieren. Für bauleitendes Personal ist eine Erreichbarkeit auch außerhalb der normalen Arbeitszeit notwendig und anzugeben.

2.2 Verantwortung und Haftung

a) Verantwortung:

Die Verantwortung des Bauherrn umfasst alle Maßnahmen im Zusammenhang mit der Errichtung des Bauwerkes. Die bauausführenden Unternehmen tragen die Verantwortung für die von ihnen zu erbringenden und erbrachten Leistungen sowie für die jeweiligen übernommenen Aufgabenbereiche. Hierzu gehört u.a. auch die Einhaltung der Sicherheitsvorschriften, wie z.B. die Tragepflicht der vom Unternehmer zur Verfügung gestellten persönlichen Schutzausrüstung.

b) Haftung:

Alle „am Bau Beteiligten" können unter bestimmten Voraussetzungen bei Verstößen gegen Sicherheitsbestimmungen bzw. Pflichtverletzungen für die entstandenen materiellen Schäden haftbar gemacht werden. Dies kann insbesondere zutreffen bei:

· Sorgfaltspflichtverletzungen,

· Schadensverursachung durch pflichtwidriges Handeln oder Unterlassen, Fahrlässigkeit,

· grobe Fahrlässigkeit,

· Vorsatz.

Daneben können Verstöße gegen einschlägige Gesetze, Verordnungen und Vorschriften auch zu einer strafrechtlichen Verfolgung führen bzw. als Ordnungswidrigkeit geahndet und mit Bußgeldern belegt werden. Zusätzlich sind auch Regressansprüche möglich.

2.3 Übertragung von Unternehmerpflichten

Jeder Unternehmer hat für seine Mitarbeiter eine „Fürsorgepflicht". Damit hat der Unternehmer die Verpflichtung, alle Arbeiten nach den anerkannten sicherheitstechnischen Regeln durchführen zu lassen. Die Ausführung kann ganz oder teilweise auf geeignete Mitarbeiter durch schriftliche Anweisung übertragen werden. Verantwortungsbereiche und Befugnisse sind konkret zu beschreiben.
Nach § 10 ArbSchG ist ebenfalls eine schriftliche Beauftragung von Mitarbeitern erforderlich, die Aufgaben der Ersten Hilfe, Brandbekämpfung und Evakuierung übernehmen.
2.4 Meldepflichten

Die Anmeldung der Kampfmittelräummaßnahmen erfolgt beim Kampfmittel-beseitigungsdienst des Landes durch die jeweilige beauftragte Kampfmittelräum-firma.
2.4.1 Vorankündigung gemäß BaustellV

Die Vorankündigung der Baumaßnahmen erfolgte entsprechend der Baustellenverordnung (siehe Anlage 2) durch den Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator im Auftrag des Bauherrn.

2.4.2 Auflagen von Behörden

 Besondere Auflagen von Behörden sind nach dem jetzigen Kenntnisstand 

nicht bekannt

wie folgt bekannt:

......................................................................................................................

......................................................................................................................

......................................................................................................................

......................................................................................................................

2.5 Organisation auf der Räumstelle
2.5.1 Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator (SiGeKo)

Für Räumstellen, auf denen Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig werden, sind ein oder mehrere geeignete Koordinatoren nach BaustellV durch den Bauherrn zu bestellen. 

Sollten mehrere Firmen am Standort gleichzeitig tätig werden (auch Subunternehmen), so sind die folgenden Punkte zu präzisieren.

Schnittstellenkoordination

Die Kampfmittelräumarbeiten werden von verschiedenen, gleichzeitig ablaufenden Tätigkeiten tangiert, die z.T. Auswirkungen auf die Räumtätigkeiten haben.

Zum Zeitpunkt der Kampfmittelräumarbeiten finden keine Tätigkeiten statt, die Auswirkungen auf die Räumtätigkeiten haben.

Zu berücksichtigen sind hierbei in erster Linie die „besonders gefährlichen Arbeiten nach Anhang 2“ der Baustellenverordnung. Das betrifft insbesondere:

· Sprengarbeiten zur Vernichtung nicht handhabungsfähiger Kampfmittel unter Verwendung von Explosivstoffen und Zündmitteln sowie Arbeiten mit Dieselkraftstoff (Krebserzeugender Gefahrstoff).

· Neben den Kampfmittelräumarbeiten ebenfalls stattfindene Bauarbeiten oder sonstige Arbeiten. Diese Fremd-Baustellen beeinflussen ebenfalls die Räumtätigkeiten.
· Parallele Nutzungen.

Koordinierungstätigkeiten ergeben sich auch aus den gleichzeitig ausgeführten Kampfmittelräumarbeiten. Die Räumstelle bzw. die Baustelle wird durch folgende Fahrzeuge angefahren:
Tankfahrzeuge von Lieferfirmen

Lieferfahrzeuge für Stückgut

Servicefahrzeuge für Baumaschinen

Servicefahrzeuge für Entsorgung, Containerfahrzeuge für Schrott, Bauschutt und Abfälle

Kampfmitteltransportfahrzeuge

Transportfahrzeuge für Räumstelleneinrichtungen

Transportfahrzeuge für Baumaschinen

Kleintransporter (Firmenfahrzeuge)

Fahrzeuge der Bauleitung

Fahrzeuge von Vermessungsbüros

Fahrzeuge (Wachschutz)

PKW (bauleitendes Personal der Räumfirmen)

PKW (Mitarbeiter der Räumfirmen)

Sonstige

Zur Vorbereitung von Kampfmittelräumarbeiten sind umfangreiche Freischneidearbeiten erforderlich. Diese Arbeiten werden von den Räumfirmen

 in in eigener Verantwortung durch beauftragte Fachunternehmer,

     in Verantwortung des Auftraggebers bzw. durch den Auftraggeber

durchgeführt.

Aufgaben des SiGeKo

Während der Ausführung des Bauvorhabens hat der SiGeKo u.a. nachfolgende Aufgaben wahrzunehmen:

· Erstellung der Vorankündigung,

· Sicherstellung der Durchsetzung der Pflichten der „am Bau Beteiligten“ nach der Baustellenverordnung,

· Koordinierung der Anwendung der Allgemeinen Grundsätze nach § 4 des Arbeitsschutzgesetzes,

· Aktualisierung der Grundsatzdokumente (Vorankündigung, SiGe-Plan),

· Organisation und Durchführung von Sicherheitsbegehungen in Abstimmung mit der Bauleitung,

· Organisation der Zusammenarbeit der Arbeitgeber (Zugangsberechtigung, Absicherung der Gefahrenstellen, laufende Prüfung möglicher gegenseitiger Gefährdungen, Kontrolle von Personengruppen mit erhöhter Sicherheitsgefährdung, sicherheitstechnische Prüfungen).

Der SiGeKo koordiniert die Belange des Arbeits- und Gesundheitsschutzes im Auftrag des Bauherrn zwischen allen bei der technischen und organisatorischen Planung Beteiligten.

Für die effektive Durchführung der SiGe-Koordination ist der SiGeKo mit einer Weisungsbefugnis des Bauherrn gegenüber allen „am Bau Beteiligten“ ausgestattet. Die im Rahmen der Planung durch den SiGeKo erarbeiteten Anforderungen bilden die Grundlage für den SiGe-Plan.

Eine eingehende Aufgabenbeschreibung findet sich in dem Leistungskatalog / der Leistungsbeschreibung zu den Arbeitshilfen Kampfmittelräumung.

3. Objektbeschreibung

3.1 Allgemeine Lagebeschreibung

Die Räumstelle befindet sich

im Siedlungsbereich

im Randbereich

im Außenbereich

angrenzend zu öffentlichen Verkehrswegen

in Gebietsschutzzonen ( (   LSG      NSG      FFH      TWSZ)

Die Gesamtgröße der Liegenschaft beträgt ca.
      ha.

Erkundungsstand / Informationsstand zur Kampfmittelbelastung

...........................................................................................................................................

...........................................................................................................................................

...........................................................................................................................................

...........................................................................................................................................

Detallierte Lagebeschreibungen der Liegenschaft, der Räumstelle sowie der Baustellen ergeben sich aus der Anlage 1.


    In der Anlage 1 befinden sich Darstellungen der


Kampfmittelart

Fundtiefe

Zustand

Verteilung / Konzentration / Belastungsdichte

Räumhindernisse und -erschwernisse

Ergebnisse der Gefährdungsabschätzung

besondere Risiken

Hinweise auf eventuelle Umweltbelastungen

Sicherheitsbereiche


    Die zeitgleich laufenden Arbeiten / Tätigkeiten sind in Anlage 17
räumlich            und/oder inhaltlich      beschrieben. 

3.2 Erschließung der Räumstelle

Die Erschließung der Räumstelle ist durch vorhandene Verkehrswege gegeben.
Es bestehen keine Anbindungen durch vorhandene Verkehrswege.
Eine Befahrung von öffentlichen Bundesstraßen sowie sonstigen Straßen ist

nur über festgelegte Einfahrpunkte (Schranken) möglich.

über ungesicherte Zugangspunkte möglich.

Eine Übersicht der Verkehrswege sowie Zugangspunkte ergibt sich aus der Anlage 1 dieses SiGe-Planes.

Die vorhanden Wege können

mit dem PKW

nicht mit dem PKW

mit Großfahrzeugen / Großmaschinen

nicht Großfahrzeugen / Großmaschinen

befahren werden.

Im Bereich der Räumstelle sind die Grundsätze der StVO mit entsprechender Beschilderung gültig und entsprechend anzuwenden. Die Wege dürfen nicht verlassen und nur mit der den Verhältnissen angepaßten Geschwindigkeit befahren werden.

(Auf unberäumten Flächen muss mit Kampfmitteln gerechnet werden).

Die Wege können durch bisherige Nutzungen überprägt sein.

Im Verkehrsbetrieb sind spezielle Regelungen zu beachten, diese werden in Anlage 18 genauer benannt und beschrieben.

Im Räumstellenbereich vorhandene Versorgungsleitungen sind durch technische Maßnahmen zu schützen.

Im Falle von Tiefbau- bzw. Schachtarbeiten ist vor dem Durchführungsbeginn eine Freigabe bzw. Schachterlaubnis vorzulegen. Die Lage von bestehenden Versorgungsleitungen ist durch geeignete Messgeräte bzw. durch Handschachtung zu ermitteln.

Sicherheitseinrichtungen (z.B. Löschwasserbrunnen) dürfen im Rahmen der Kampfmittelräumung in der Funktion nicht beeinträchtigt werden. Ist eine Funktionsbeeinträchtigung von Sicherheitseinrichtungen nicht zu umgehen, so sind vorab die Bauleitung und der SiGeKo zu verständigen.

4. Ablauf der Kampfmittelräumung

Der geplante Arbeitsablauf der Kampfmittelräumung ergibt sich aus der in Anlage 19 beigefügten Leitungsbeschreibung / dem beigefügten Leistungsverzeichnis.

Im hier vorliegenden Fall sind als Räumstellenphasen / Einzelmaßnahmen zu berücksichtigen:

Räumstellenvorbereitung

Räumstelleneinrichtung

Räumfeldvorbereitung z. B.:


Forst- und Landschaftsbauarbeiten


Rückbau


Vermessung


Sonstiges…………………………………………………..

Kampfmittelräumverfahren z. B.:


visuelle Kampfmittelräumung


baubegleitende Kampfmittelräumung


vollflächige, punktuell bodeneingreifende Kampfmittelräumung


Räumung durch Abtrag von Boden und sonstigen Stoffen (Volumenräumung / 
Separation)


Baugruben für Bombenblindgängerverdachtspunkte


Räumung in Gewässern


Sonstiges…………………………………………………..

räumungsbegleitende Arbeiten z. B.:


Maßnahmen vor und nach der Vernichtung von Kampfmitteln


Wasserhaltungsarbeiten


Boden- und Grundwasserschutz


Sonstiges…………………………………………………..

Transporte:


Kampfmittel


Abfall, Schrott


Sonstiges…………………………………………………..

zeitgleiche Arbeiten und Nutzungen z. B.:


Lagerung und Vernichtung der Kampfmittel durch den KBD


Nachbarräumstellen


Sonstige Arbeitsstellentätigkeiten


Sonstiges…………………………………………………..

5. Gefahrenbewertung

5.1 Beschreibung der vorgesehenen Verfahren und Erläuterung zum Verfahrensablauf


Eine detaillierte Beschreibung der bei den Arbeiten zum Einsatz kommenden Verfahren 
befindet sich in Anlage 20.


Der Punkt 5.1 entfällt.

5.2 Gefahrenbeschreibung

Aufgrund zahlreicher Unfälle und Brände auf Räumstellen ergeben sich nachfolgende Tätigkeiten, die als „Gefährliche Arbeiten“ eingestuft werden müssen. Hierzu zählen in erster Linie alle Tätigkeiten, die im Anhang 2 der Baustellenverordnung genannt sind.

	Besonders gefährliche Arbeiten i.S. des § 2 Abs. 3 der BaustellV sind:
	Beurteilung der Gefährdung
	Relevant

	Arbeiten, bei denen die Beschäftigten:

· Explosionsgefahren,

[image: image1.wmf]
· krebserregenden, gesundheitsschädlichen Stoffen/Zubereitungen/Erzeug-nissen,

[image: image2.wmf]
· hochentzündlichen Stoffen

[image: image3.wmf]
ausgesetzt sind 
	Gefahren bestehen bei:

Arbeiten zur Bergung von Kampfmitteln,

Sprengarbeiten nicht transport-fähiger Kampfmittel  vor Ort,

Arbeiten in kontaminierten Bereichen,
punktuell sprengstoffbelastete Böden,

Arbeiten mit Dieselkraftstoff,

Arbeiten mit Flüssiggas (Propan),

Arbeiten mit Benzin,


	

	· Arbeiten bei denen Sprengstoff eingesetzt wird

[image: image4.wmf]
	Sprengarbeiten transportfähiger Kampfmittel auf dem Sprengplatz.
	


Gefährdungskategorien

Gefährdungen, die sich aus den angewandten Räumverfahren ergeben sind:

	Verfahren
	Gefährdung
	Maßnahme

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Gefährdungen, in Folge der örtlichen Gegebenheiten im Bereich der Räumstelle (z.B. erdverlegte Leitungen) sind:

	Potenzieller Gefahrenherd/ Einrichtung
	Gefährdung
	Maßnahme

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Gefährdungen, die sich aus dem Umfeld der Räumstelle und / oder Tätigkeiten Dritter (z.B. begleitende betriebliche Arbeiten, öffentlicher Verkehr) ergeben sind:

	Potenzieller Gefahrenherd / Einrichtung
	Gefährdung
	Maßnahme

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Gefährdungen, die sich aus örtlichen und / oder zeitlichem Zusammentreffen von Arbeitsvorgängen auf der Räumstelle ergeben sind:

	Potenzieller Gefahrenherd / Einrichtung
	Gefährdung
	Maßnahme

	
	
	

	
	
	

	
	
	


5.2.1 Räumstelleneinrichtung

Die Räumstelleneinrichtung bedarf der Genehmigung und Freigabe durch den Bauherrn, oder durch die zuständige Bauleitung vor Ort.

Die tätigen Firmen haben eigenverantwortlich grundsätzliche Anforderungen an die allgemeine Sicherheit und Ordnung nach den Unfallverhütungsvorschriften und den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten.

Für Arbeiten in kontaminierten Bereichen gelten zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen nach BGR 128 (vgl. Anlage 11).

Einfriedung, Beschilderung, Schutz Dritter

Die Garantenpflicht des Bauherrn schließt den Schutz unbeteiligter Dritter mit ein. Daher trägt der Bauherr auch die Verantwortung für die ordnungsgemäße Sicherung der Räumstelle. 

Die Räumstelle ist 

eingefriedet

beschildert.

Wege und Straßen im Bereich der Kampfmittelräumung sind durch Hinweisschilder ggf. zu sperren. Beim Einsatz von Baugroßgeräten (Bagger, Siebanlage u.ä.) sowie bei Munitionsfunden sind ggf. Absperrposten einzusetzen.

5.2.2 Freischneidearbeiten

Bevor mit den Kampfmittelbergungsarbeiten in der Fläche begonnen werden kann, muss der vorhandene Bewuchs entfernt bzw. zurückgeschnitten werden. Eine besondere Gefährdung besteht darin, dass an der Oberfläche bzw. aus dem Boden herausragend Kampfmittel vorhanden sein können.

Beim ungünstigen Kontakt mit schlagenden Werkzeugen besteht die Gefahr der Explosion des Sprengkörpers. Um diese Gefahr zu minimieren, muss vor Beginn der Freischneidarbeiten eine visuelle Kampfmittelräumung erfolgen. 

Freischneidearbeiten, sofern sie nicht durch die Kampfmittelräumfirma selbstständig durchgeführt werden, sind von einem Befähigungsscheininhaber nach § 20 SprengG zu begleiten.


Für die Freischneidearbeiten sind nur „handgeführte“ Geräte und Maschinen einzusetzen. Der Begriff „handgeführt“ gilt in diesem Sinn nur für  Motorfreischneider und Motorkettensägen, die von Hand gehalten und betätigt werden.
Nicht unter dem Begriff „handgeführt“ fallen alle anderen Geräte (fahrantriebunterstützte Motorrasenmäher bzw. Bodenfräsen mit eigenen Antriebssystemen).

In jedem Fall muss ein Mindestabstand zum Boden von > 10 cm gewährleistet werden, dies kann bei einer Bodenfräse nicht realisiert werden.
5.2.3 Umgang mit sonstigen Gefahrenstoffen

Bei der Feststellung von Gefahrstoffen bzw. auch Verdachtsfällen, die eine mögliche Gefahr für Menschen und Umwelt darstellen, sind unverzüglich die örtlich zuständige Bauleitung und 



die zuständige Feuerwehr (ggf. Betriebsfeuerwehr / Bundeswehr-Feuerwehr) zu informieren. Die Feuerwehr benötigt diese Information zum Schutz ihrer Einsatzkräfte im Einsatzfall. Darüber hinaus verfügt die Bundeswehr-Feuerwehr auch über spezielle Detektionsmöglichkeiten, um eine schnelle Gefahrenabschätzung vornehmen zu können.

Im Siebgut bzw. im abgesiebten Boden muss unter Umständen mit losen Sprengstoffen oder deren Abbauprodukten gerechnet werden. Auf Grundlage einer Gefährdungsbeurteilung sind dann zusätzliche Schutzmaßnahmen zu treffen (vgl. Anlage 11 BGR 128).

5.2.4 Transport von Kampfmitteln mit Kraftfahrzeugen

Im Interesse der Allgemeinheit ist das Risiko, das mit der Beförderung gefährlicher Güter verbunden ist, so gering wie möglich zu halten. Kampfmittel gehören nach den Transportbestimmungen zur Gefahrklasse 1 „Explosionsgefährliche Stoffe“.


    In Anlehnung an § 1 des Gesetzes über die Beförderung gefährlicher Güter (GGBefG) finden die Vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter innerhalb eines abgeschlossenen militärischen Geländes (z. B. Truppenübungsplatz) grundsätzlich keine Anwendung. Hier gelten die Bestimmungen für den Transport mit gefährlichen Gütern entsprechend den fachlichen Weisungen / Genehmigungen durch den Gefahrgutbeauftragten der Bundewehr.

Die nachfolgenden Sicherheitsmaßnahmen resultieren aus der Gefährdungsbeurteilung des Transportprozesses nach §§ 5 und 6 des Arbeitsschutz​gesetzes.

Zum Transport „Explosionsgefährlicher Stoffe“ dürfen nur Kraftfahrzeuge benutzt werden, die beim bestimmungsmäßigen Gebrauch nicht zur Entzündung der Kampfmittel führen können.

Die zum Transport eingesetzten Kraftfahrzeuge sind an der Vorderfront und am Heck mit der Gefahrtafel für „Explosivstoffe“ zu kennzeichnen.

[image: image5.png]
Der Transport der Kampfmittel zum Bereitstellungslager hat grundsätzlich durch 2 Personen, von denen einer Befähigungsscheininhaber nach § 20 SprengG sein muss, zu erfolgen.

Die transportfähigen Kampfmittel sind fachgerecht zu verpacken und während des Transportes zu sichern. Eine Zusammenladung mit anderen gefährlichen Gütern anderer Gefahrklassen ist verboten.

Zur Gefahrenabwehr sind die Kraftfahrzeuge auszurüsten mit:

· 2 Stück tragbaren Feuerlöschgeräten (PG 6),

· 2 Stück selbststehenden Warnzeichen (z.B. reflektierende Kegel oder Warndreiecke oder orangefarbene Warnblinkleuchten, die von der elektrischen Ausrüstung des Fahrzeuges unabhängig sind),

· 2 Paar Lederhandschuhe,

· Unfallmerkblatt für den Straßentransport.

Sofern die Kraftfahrzeuge mit gelben „Rund-um“-Leuchten ausgerüstet sind, sind diese beim Transport von Kampfmitteln einzuschalten.

5.2.5 Lärmarbeiten

Räumstellen , Baulagerplätze und Baumaschinen sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 3 Abs. 5 BImSchG. Beim Betrieb derartiger Anlagen muss der Anlagenbetreiber nach § 22 Abs. 1 Nummern 1 und 2 BImSchG darauf achten, dass:

· schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind und

· nach dem Stand der Technik unvermeidbar schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden.

Ob bei dem Betrieb einer Räumstelle schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche entstehen, wird nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz ge​gen Baulärm - Geräuschimmission (AVV-Baulärm) beurteilt. Nach der Baumaschinenlärm-Verordnung (15. BImSchV) sind u.a. Richtwerte für nachfolgende Bauma​schinen festgelegt:

· Motorkompressoren,

· Kraftstromerzeuger,

· Handbetriebene Betonbrecher und Abbau-, Aufbruch- und Spatenhämmer,

· Hydraulikbagger, Seilbagger, Planiermaschinen, Lader und Baggerlader.

Diese besitzen einen vom Hersteller garantierten Schalleistungspegel und sind mit ei​nem CE-Zeichen gekennzeichnet.

Nach den §§ 1 und 2 der Verordnung zur Bekämpfung des Lärms (LärmVO) besteht für folgende Zeiten ein besonderer Ruheschutz (schutzbedürftige bzw. be​sonders schutzbedürftige Zeiten):

an allen Tagen:



von 22.00 - 06.00 Uhr (Nachtzeit)

an Werktagen:



von 06.00 - 07.00 Uhr (Morgenzeit)

von 20.00 - 22.00 Uhr (Abendzeit)

an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen:
von 06.00 - 22.00 Uhr

Diese Vorschriften sind auch beim Betrieb von Räumstellen zu beachten. Lärminten​sive Bauarbeiten dürfen nur werktags von 07.00 - 20.00 Uhr durchgeführt werden. Allein wirtschaftliche Interessen der Bauherren oder Baufirmen sind kein ausrei​chender Grund für ruhestörende Arbeiten während der geschützten Zeiten.

Maßnahmen zur Minderung des Baulärms (Grundsätze):

· Maßnahmen bei der Errichtung der Räumstelle (z.B. Einhausung von Arbeitsplätzen),

· Maßnahmen an Baumaschinen (z.B. Abdeckungen),

· Die Verwendung geräuscharmer Baumaschinen („Blauer Umweltengel“),

· Die Beschränkung der Betriebszeit lautstarker Baumaschinen.

Sofern technisch bedingt von diesen Werten abgewichen werden muss, ist ein Antrag auf Ausnahmezulassung gemäß § 8 LärmVO bei dem für den Landkreis zuständigen Umweltamt zu stellen.

5.2.6 Gefährdungen nach einzelnen Unfallfaktoren

	Lfd.

Nr.
	Gefährdung

durch:
	
	relevante Schutzmaßnahme
	Ordnung

	1
	Räumstellen-

einrichtung
	
	- zugewiesener Aufstellplatz,

- Sicherheitsabstände zu

Verkehrswegen, Räumstelleneinrichtungen und Versorgungsleitungen,

Kennzeichnung und Beschilderung,

- Abgrenzung zu Gefahrenstellen,

- Aufstellung einer Räumstellenordnung

mit Festlegung von Verkehrs-,

Rettungswegen und Lagerflächen,

- Freihaltung von Flucht- und

Rettungswegen sowie

Sicherheitseinrichtungen,

- Helmtragepflicht bei Baugroßgeräten,

- Alkoholverbot.
	BGV C 22,

§ 15a,

BGV A 1, § 30

BGV D 6,

BGV A 1, § 4

BGV Al, § 38

	2
	Unfälle
	
	- Erste-Hilfe-Ausrüstung,

- Ersthelfer,

- Alarm- und Benachrichtigungsplan,

- Unterweisung aller Beschäftigten,

- Persönliche Schutzausrüstung.
	BGV A 1,

BGV A 1, § 4,

§14

	3
	Informations-

verlust
	
	- Aushang von Grunddokumenten,

Alarmpläne, Pflichtaushänge,

- Anbringung von

Sicherheitsbeschilderung.
	BGV A 1

BGV A 8

	4
	Baulärm
	
	- Beachtung der schutzbedürftigen

Zeiten (lärmarm) von 6 bis 7 Uhr und

von 20 bis 22 Uhr
	Arbeitszeit-
rechtsgesetz,

LärmVO

	5
	Räumstellenverkehr
	
	- Aufstellordnung für Privat-PKW,

- Avis für Transporte.
	SiGe-Plan

Sprengwarnung

	6
	Transport,

Be-und

Entladung
	
	- Freihaltung von Verkehrswegen,

- Einweisung beim Rangieren /

Rückwärtsfahren,

- Anschlagen von Lasten,

- persönliche Schutzausrüstung.
	BGV A 1, § 24

BGV C 22,

§ 15,

VBG 9a, § 31

BGV A1, §4

	7
	Kranbetrieb,

Hebezeuge
	
	- Schriftliche Bestellung zum Kranführer,

- Aufenthalt unter schwebenden Lasten

verboten,

- nur zugelassene Lastaufnahmemittel,

- Lastaufnahmemittel im Schnürgang,

- Lasthakensicherung,

- Abstimmung mit Hebezeugführer.
	BGV D 6,

VBG 9 a

	8
	Geräte und

Maschinen
	
	- geprüfte Geräte und Maschinen mit

Schutzvorrichtungen,

- Schriftliche Bestellung zum

Baumaschinenführer

- Qualifikation des Benutzers,

- persönliche Schutzausrüstungen

- Bedienungsanleitung.
	Geräte-

sicherheits-
gesetz,

BGV A 1, § 14

	9
	Gefährliche

Arbeiten
	
	- Verbot von 1-Mann Arbeitsplatz,

- Festlegung von speziellen

Schutzmaßnahmen,

- Absicherung von Gefahrenstellen.
	BGV A 1, § 36 BGR 104

	10
	Gefahrstoffe
	
	- Beachtung besonderer Bestimmungen

bei Lagerung, Transport und

Entsorgung,

- Lagerung nur in zugelassenen

Behältern und ggf. Auffangwanne,

- Zusammenlagerverbote,

- Kennzeichnung nach GefStoffV,

Zutrittsverbote, Feuerverbot,

- Lüftungsmaßnahmen für geschlossene

Lagerbereiche,

- Sicherheitseinrichtungen,

- persönliche Schutzausrüstung,

- Betriebsanweisungen,

- Hygienemaßnahmen.
	GefStoffV,
DruckbehV,
VbF, TRbF,
TRGS, GGVS,
BGV A4,
BGV B5

	11
	Kontaminationen
	
	- Lagerung von Wasserschadstoffen in

Auffangbehältern, bzw. -räumen,

- Regenschutz der Auffangbehälter,

- Bereitstellung von Öl-Bindemitteln.
	WHG,
BGR 128,
BGR 127

	12
	Druckgase
	
	- besondere Lagerbestimmungen und

Zusammenlagerverbote,

- Sicherung gegen Umfallen,

- Schutz vor direkter

Sonneneinstrahlung,

- Lüftungsmaßnahmen in Räumen.
	DruckbehV,

TRG

	13
	Brandgefahr
EX-gefahr
	
	- Festlegung von Personen mit

besonderen Aufgaben im Brandschutz,

- Lagerung von brennbaren Stoffen

entsprechend den allgemeinen

Brandschutzforderungen,

- Betreibung von Bauscheinwerfern nur

entsprechend der Bedienungs-

anleitung (Gestell, Schutzglas),

- ständige Funktionstüchtigkeit von

Brandbekämpfungsmitteln und 

-einrichtungen,

- Genehmigung von Feuerarbeiten,

- Waldbrandwarnstufen.
	ArbSchG § 10

VbF, TRbF,

BGV A 1 § 43

ZH1/112

BGV A 1 § 19

SprengG, SprengKostV, SprengVwV

	14
	Entsorgung
	
	- Entsorgung über zugelassene

Zerlegebetriebe oder Sprengung,

- getrennte Lagerung,

- Nachweispflicht,

- Spezielle Vorschriften des KBD.
	SprengG,

BGR 114


5.2.7 Gefährdungen aus den zeitlichen Bauabläufen

Die ermittelten Gefährdungen sowie die daraus resultierenden Maßnahmen finden Eingang in der Anlage 8, dem Räumstellenaushang zum SiGe-Plan.

Aus dem Ablaufplan lassen sich nachfolgende gegenseitige Beeinflussungen erkennen:

Verkehrs- und Rettungswege

Nicht ordnungsgemäß angelegte und geräumte Verkehrswege können zu Unfällen führen. Verkehrswege gehören somit zu den gemeinsam genutzten Schutzeinrich​tungen.
Sicherheitsmaßnahmen:

· Beachtung der Sicherheitsregeln „Gelbe Mappe" A 4 (Siehe Anlage 13),

· ordnungsgemäßes Schließen von Aushubstellen (Spaten, Bagger), 

· Sicherheitsabstände zu Munitionssortier- und -zwischenlagerplätzen, 

· Einhaltung maximal zulässiger Geschwindigkeiten, 

· Sicherheitsmaßnahmen beim Transport von Kampfmitteln, 

· Beachtung temporär gesperrter Verkehrswege bei Sprengungen.

Sicherheits- und Schutzabstände

Da bei Kampfmittelbergungsarbeiten ein Restrisiko nicht ausgeschlossen werden kann, sind mögliche Auswirkungen durch die Einrichtung und Einhaltung von Sicherheitsab​ständen zu minimieren. Sicherheitsabstände sind zu überwachen.
Sicherheitsabstände sind Mindestabstände, die gemeinsam genutzte Schutzmaßnahmen ermöglichen. In Anlage 9 befinden sich Kennungen zur Markierung von verdächtigen Bereichen bzw. Funden.

Sicherheitsmaßnahmen:

· Sicherheits- und Schutzabstände nach BGR 114,

· Kapselung von Bedienständen (Führerstände von Baggern, Ladern u.ä.).

Gefahren im öffentlichen Straßenraum

Der Übergang der Straßen und Wege auf öffentlichen Straßenraum stellt eine mögliche Gefahrenquelle dar. An den betreffenden Kreuzungen und Einmündungen ist zu beiden Seiten die Kennzeichnung Gefahrenstelle (Nr. 101) mit dem Zusatz „Räumstellenausfahrt“ während der Arbeiten vorzunehmen:

[image: image6.wmf]
Räumstellenausfahrt

Sicherheitsmaßnahmen:

· Beantragung einer Räumstellenkennzeichnung beim Straßenverkehrsamt,

· Beachtung des öffentlichen Verkehrs,

· Einweisung des Fahrzeugführers beim Kampfmitteltransport und bei der Querung öffentlichen Straßenraumes.

Vermessungsarbeiten

Vermessungsarbeiten auf nicht beräumten Flächen sind mit besonderen Gefahren verbunden. Empfindliche Kampfmittel (z.B. Minen, Munition mit stoßempfindlichem Zünder) können bei Berührung bzw. Schlag oder Stoß zur Explosionen führen.

Alle Tätigkeiten sind vor Beginn der Arbeiten bei der örtlichen Bauleitung oder beim Räumstellenleiter der in Bearbeitung befindlichen Flächen anzumelden. Auf nicht beräumten Flächen muss ein Befähigungsscheininhaber nach § 20 SprengG baubegleitend anwesend sein. Es ist verboten, ohne Erlaubnis durch einen Befähigungsscheininhaber nach § 20 SprengG, Pflöcke oder andere Gegenstände in den Boden zu schlagen.

Gefährdungen durch zeitgleiche Arbeiten / parallele Nutzungen

Zeitgleich stattfindende Arbeiten bzw. parallele Nutzungen sind durch den SiGeKo so abzustimmen, dass ein vorhandenes Gefährdungspotenzial wesentlich minimiert werden kann.

5.3 Arbeitsschutzkonzept (Personenkontrollsystem, Schnittstellen, Arbeitszeit, Logistik)

Allgemeine Anforderungen an Arbeitsstätten

Die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) enthält im vierten Kapitel die Grundforderungen des sozialen Arbeitsschutzes auf Räumstellen. Zusätzlich sind die Bestimmungen des ersten, siebten und achten Kapitels der Arbeitsstättenverordnung ebenfalls anzuwenden. Konkretisiert werden diese Bestimmungen durch Ausführungen in den dazugehörigen Arbeitsstättenrichtlinien (ASR).

Die Arbeitsstätten sind durch die beauftragten Räumfirmen nach dieser Verordnung, nach den anerkannten Regeln der Technik und den Unfallverhütungsvorschriften zu errichten, zu betreiben, instandzuhalten und zu überprüfen.



Mindestanforderungen nach der Arbeitsstättenverordnung sind der Checkliste 


„Räumstellensozialanlagen gemäß Arbeitsstättenverordnung“ (Anlage 5) zu 


entnehmen.

Räumstellenbeleuchtung

Die Spezifik der Kampfmittelbergung erfordert für eine sichere Identifizierung der Kampfmittel ausreichendes Licht. Daher ist der Arbeitsablauf, unter Beachtung des Arbeitszeitgesetzes, so zu gestalten, dass ausreichendes Tageslicht zur Verfügung steht. Für spezielle Arbeitsbereiche (z.B. Sortierplatz) kann auch eine künstliche Beleuchtung vorgesehen werden.

Die Stärke der Nennbeleuchtung ist teilweise in der Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) bzw. in den dazugehörigen Arbeitsstättenrichtlinien (ASR) festgelegt. In Arbeitsräumen sind mindestens 15 lx, an ständig besetzten Arbeitsplätzen in Räumen mindestens 200 lx erforderlich. Wegen ungünstiger physiologischer Wirkung sollte Kunstlichtbeleuchtung möglichst nicht 1.000 lx überschreiten. 

Besondere Gefahren bestehen bei mangelhafter Beleuchtungsstärke sowie durch Blendung, Flimmerwirkung oder disharmonischer Helligkeitsverteilung.

Die elektrische Versorgung von Anlagen und Betriebsmitteln auf Räumstellen darf ausschließlich aus zugeordneten Speispunkten erfolgen.  Baustromverteiler müssen nach DIN VDE 0660 (Teil 501 A1) ausgerüstet sein. Ersatzstromerzeuger müssen nach DIN VDE 0100 (Teil 410) geerdet werden. Auf Räumstellen sind nur Zuleitungen aus Gummi (Bauart H07RN-F und A07RN-F oder gleichwertig) zulässig. Leitungsroller dürfen nur an Steckvorrichtungen angeschlossen werden, die über eine Fehlerstromschutzeinrichtung gesichert sind. Räumstellenleuchten sind nur in der vom Hersteller zugelassenen Verwendungsart (Bedienungs- und Verwendungsanleitung) zu betreiben. Beleuchtungseinrichtungen sind so anzuordnen, dass sich aus der Art der Beleuchtung keine Unfall-, Brand- oder Gesundheitsgefahren ergeben können. Bei der Kabelführung im Bereich von Verkehrswegen, Treppen, Fluren u.ä. sind besondere Sicherheitsmaßnahmen zu treffen.

Defekte elektrische Anlagen und Geräte sind sofort außer Betrieb zu nehmen und durch sachkundiges Personal instandsetzen zu lassen. Auf die Prüffristen elektrischer Betriebsmittel gemäß BGV A 2, § 5 wird verwiesen.   

Arbeitszeitregelungen

Bei der Durchführung der Räumarbeiten, auch unter Berücksichtigung eines Mehrschichtbetriebes, sind die Bestimmungen des  Arbeitszeitgesetzes  (ArbZG) zu beachten. Sonntage und die staatlich anerkannten Feiertage sind als Tage der Arbeitsruhe der Arbeitnehmer zu schützen.

Die Bauleitung ist verpflichtet, einen Abdruck dieses Gesetzes an einer geeigneten Stelle zur Einsichtnahme auszulegen oder auszuhängen (§ 16 ArbZRG – Anlage 6). Für die Beschäftigung von Personen unter 18 Jahren gilt an Stelle dieses Gesetzes das Gesetz  zum Schutz der arbeitenden Jugend (JArbSchG).

Die Bauleitung ist verpflichtet, die über die werktägliche Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit aufzuzeichnen und die Nachweise mindestens 2 Jahre aufzubewahren.

Die Aufsichtsbehörde kann Ausnahmeregelungen zulassen und bewilligen, wenn Arbeitnehmer Arbeiten ausführen müssen, die aus chemischen, biologischen, technischen oder physikalischen Gründen einen ununterbrochenen Fortgang auch an Sonn- und Feiertagen erfordern.

Die Festlegungen des ArbZG gelten unabhängig von den Arbeiten während der schutzbedürftigen Zeit nach der Lärmverordnung (LärmVO). Gegebenenfalls sind zwei gesonderte Anträge zu stellen, da unterschiedliche Zuständigkeiten gegeben sind.

Anträge auf Abweichungen von Festlegungen des Arbeitszeitgesetzes sind an das für den Landkreis zuständige Landesamt für Verbraucherschutz / Gewerbeaufsicht  zu richten. Ausnahmeanträge zur Lärmverordnung sind an das für den Landkreis zuständige Umweltamt zu richten.

Die Anlage 6 enthält eine Übersicht der wichtigsten Festlegungen. Zusätzlich sind die landesspezifischen Festlegungen zur Arbeitszeit im Rahmen der Kampfmittelräumung zu beachten.

Bewegungsflächen und Verkehrsflächen

Bei Transportbewegungen ist unbedingt der Schutz Dritter zu beachten. Ggf. sind Absperrposten einzusetzen.

Sofern mit besonderen Gefahren zu rechnen ist, werden weitere Sicherheitsfestle​gungen durch den Räumstellenleiter angeordnet. Das betrifft auch Be- und Entla​dearbeiten sowie Transportsicherungen von Kampfmitteln. Für den Transport von Kampfmitteln außerhalb der Räumstelle sind die Bestimmungen der Gefahrgutverordnung „Straße" (GGVS) und die Bestimmungen des Kampfmittelbeseitigungsdienstes des Landes zu beachten. Fahrzeuge sind vor dem Transport zu betanken. Das Nachtanken beladener Fahrzeuge ist zu vermeiden. Gefüllte Kraftstoffkanister dürfen auf und in dem Fahrzeug nicht mitgeführt werden.

Gefahrenbereiche sind eindeutig und dauerhaft zu kennzeichnen. Eine Entfernung von Sicherheitseinrichtungen und Gefahrenkennzeichnungen ist nicht zulässig. Bei Beschädigungen ist unverzüglich der ursprüngliche Zustand wiederherzustellen. Für die Sicherungs- und Informationspflicht ist jeder „am Bau Beteiligte" verantwortlich.

Lagerflächen

Bei der Errichtung von Lagern zum Aufbewahren von Kampfmitteln sind das Sprengstoffgesetz und die zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz zu beachten.

Der Räumstellenleiter hat dafür zu sorgen, dass Kampfmittel mindestens täglich abgefahren werden. Kann dies nicht durchgeführt werden, sind sie bis zum Abtransport gegen unbefugten Zugriff mittels zugelassener Behälter zu sichern. Gegebenfalls ist eine Bewachung zu veranlassen.

Die als nicht transportfähig klassifizierten Kampfmittel sind an Ort und Stelle durch Sprengen unschädlich oder durch Entschärfen transportfähig zu machen. Kampfmittel zur Sprengung sind beim KBD und beim Bauherrn bzw. seinem Vertreter anzumelden. Nach Abstimmung mit dem KBD werden Sprengwarnungen erstellt und der Firma mit Unterschriftsnachweis übergeben.

Brandschutzmaßnahmen

Die Verhütung von Bränden, die Verhinderung der Ausbreitung entstandener Brände und die Gewährleistung ihrer schnellen Bekämpfung sowie der Schutz von Personen und Sachwerten sind Grundforderungen, die in den einschlägigen Rechtsvorschriften (u.a. Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG), Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) und Unfallver-hütungsvorschriften (BGV A 1) verankert sind.

Aufgrund der auf dem Standort vorhandenen Kampfmitteln besteht bei einem Brand eine zusätzliche Gefahr für die Löschkräfte infolge detonierender Sprengkörper.

Die vorhandenen Explosivstoffe können möglicherweise Brände begünstigen. Aus diesem Grund sind besondere Festlegungen zum vorbeugenden Brandschutz von der beauftragten Räumfirma zu treffen. Mindestanforderungen sind in der Brandschutzordnung A gemäß DIN 14095 festgelegt. Aushänge und Informationen sind in Anlage 12 dem SiGe-Plan beigefügt.

Löschwasserversorgung

Eine Löschwasserversorgung ist am Standort

vorhanden

nicht vorhanden.

Es wird eine Löschwasserreserve für die erste Brandbekämpfung bis zum Eintreffen der Feuerwehr



im Umfang von ................l bereitgehalten

nicht vorgehalten.

Zugänglichkeit für die Feuerwehr

In Anlehnung an die Ausführungsvorschriften über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken – Feuerwehrflächen – (AV Fw Fl) sind erforderlich:

· Anmeldung des Firmencamps bei der zuständigen Rettungsleitstelle und der Feuerwehr,

· Zufahrten auf die Räumstelle (Rettungswege),

· Bewegungsflächen im Firmencamp,

· Hubschrauberlandeplatz.

Aufgrund der besonderen Bedingungen der Räumstelle (Gefahr der Kontamination mit toxischen oder explosiven Gefahrstoffen) darf die Zufahrt im Räumstellenbereich nur in Abstimmung mit dem Räumstellenleiter erfolgen.

Feuerlöscheinrichtungen

Brandbekämpfungsmittel für die erste Brandbekämpfung sind an einer Feuerlöschtafel in der Nähe des Räumstellencamps bereitzuhalten:

Für die Selbsthilfe ist folgende Ausstattung vorzuhalten:

· 1 Stück Feuerlöscher (ABC-Pulver),

· 2 Stück Spaten,

· 2 Stück Schippen,

· 1 Stück Axt,

· 1 Stück Wassereimer.

Diese Feuerlöschgeräte sind ständig einsatzbereit zu halten und dürfen nicht zweckentfremdet genutzt werden.

Die Notwendigkeit weiterer Feuerlöscher richtet sich auch nach der Spezifik der Räumstelleneinrichtung (z.B. mobile Tankcontainer für Dieselkraftstoff, Fahrzeuge für Gefahrguttransport u.ä.).

Brandmeldung

Die unverzügliche Abgabe von telefonischen Notrufmeldungen ist ständig zu gewährleisten. Beim Einsatz von Mobiltelefonen ist zu berücksichtigen, dass zeitweise kein Empfang möglich ist. In jedem Fall muss bei der Abgabe einer Notrufmeldung (Anlage 12) die Rückrufnummer angegeben werden.

Für Feuerarbeiten gelten besondere Festlegungen und zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen.

Erste Hilfe

Da die Kampfmittelräumarbeiten zu den „gefährlichen Arbeiten“ nach Anhang 2 der Räumstellenverordnung zählen und durch die technologischen Arbeitsabläufe ein Restrisiko nicht vollständig ausgeschlossen werden kann, müssen Maßnahmen zur unverzüglichen Ersten Hilfe für verletzte Personen getroffen werden. Die schnelle medizinsche Hilfe ist ein entscheidener Faktor für die Wiederherstellung der Gesundheit verletzter Personen. In Anlage 7 befinden sich relevante Unterlagen zur Ersten Hilfe.

Grundvoraussetzung der schnellen medizinischen Hilfe ist die exakte Einhaltung der Festlegungen „Verhalten bei Unfällen“ – Anlage 12 des SiGe- Planes. In Anlage 7 finden sich Handlungsanweisungen zur Ersten Hilfe sowie Räumstellenaushänge. 

Vor Aufnahme von Arbeitstätigkeiten ist eine Räumstellenanmeldung – auch für Freischnittarbeiten – an die Rettungsleitstelle und an die Feuerwehr zu geben.

Diese Meldung muss enthalten:

· Ausführende Firma,

· Lage der Räumstelle,

· Räumbeginn,

· Räumende,

· Name und Telefonnummer des Räumstellenleiters,

· Vereinbarter Abholpunkt gemäß Festlegung zur Sicherstellung der Rettungskette,

· Ggf. Koordination für den Hubschrauberlandeplatz.

Wesentliche Änderungen (z.B. Wechsel des Räumstellenleiters, Überschreitung des Räumendes u.ä.) sind als Ergänzungsmeldungen schriftlich der Rettungsleitstelle und der Feuerwehr mitzuteilen.


Verhalten bei Unfällen

· Sofortmeldung an die Rettungsleitstelle über Notrufnummer 
1 1 2,

· Alarmierung der Feuerwehr über Notrufnummer


1 1 2,

· Abholung des Rettungsfahrzeuges vom vereinbarten Abholpunkt 

     (     (Anzahl) Mitarbeiter der Firma),

· Erste Hilfe durch nächsten Arbeitnehmer bzw. Ersthelfer,

· Einweisung des Rettungsfahrzeuges bzw. Rettungshubschraubers,

· Sicherung der Unfallstelle.

Bei Arbeiten in kontaminierten Bereichen oder bei Kampfstoffverdacht ist die Notarztleitstelle darüber zu informieren. 

Verletzungen geringfügiger Art sind im Verbandbuch der Firma zu dokumentieren. Sollte daraufhin eine ärztliche Vorstellung notwendig werden, ist ein berufsgenos​senschaftlich zugelassener Durchgangsarzt aufzusuchen (siehe dazu auch Anlage 7 „SiGe-Plan“).

Nach § 10 Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) hat der Unternehmer entsprechend der Art der Arbeitsstätte und der Tätigkeiten sowie der Zahl der Beschäftigten die Maß​nahmen zur Ersten Hilfe zu treffen. Konkretisiert werden diese Bestimmungen durch die Unfallverhütungsvorschrift BGV A 1 „Erste Hilfe".

Zur Gewährleistung der Ersten Hilfe müssen auf der Räumstelle ausgebildete Ersthelfer in der erforderlichen Anzahl zur Verfügung stehen. Bei bis zu 20 Arbeitnehmern ist mindestens 1 Ersthelfer erforderlich, bei mehr als 20 Arbeitnehmern mindestens 10 % der Anzahl der Arbeitnehmer.

Räumstellensicherung

Das Betreten der Räumstelle und der Arbeitsplätze ist nur für „berechtigte“ Personen gestattet und hat ausschließlich in Abstimmung mit dem Räumstellenleiter zu erfolgen. Als Zugang dürfen nur die offiziellen Zugänge zur Räumstelle verwendet werden. Arbeitnehmer dürfen Räumstellenbereiche nur betreten, sich dort aufhalten und sich darin betätigen, wenn sie für diese Arbeiten befugt sind.

Bei der Tätigkeit auf der Räumstelle dürfen Arbeitnehmer nicht unter Einwirkung von Alkohol oder Drogen stehen. Dem zuständigen Räumstellenleiter ist mitzuteilen, wenn Medikamente oder gesundheitliche Beeinträchtigungen die Fähigkeit zur Erfüllung der Arbeitsaufgaben einschränken können. 

Anwesenheitsnachweise

Alle auf der Räumstelle tätigen Unternehmen haben eigenständig einen täglichen Anwesenheitsnachweis ihrer Arbeitnehmer zu führen. Zur Gewährleistung schneller Rettungsmaßnahmen  im Gefahrenfall haben alle auf der Räumstelle tätigen Unternehmen täglich (bis  .00      Uhr) die Anzahl ihrer Mitarbeiter zu erfassen und abrufbereit zu halten.

Verantwortlich dafür ist der Räumstellenleiter bzw. in Abwesenheit sein Vertreter.


Verantwortlich ist .........................................................................................

Für ausländische Arbeitnehmer ist auch ein Nachweis der Arbeitsgenehmigung (Kopie des SV-Ausweises bzw. ähnlicher Dokumente) vorzuhalten.

Kommunikation

Für den Gefahrenfall müssen erforderliche Verbindungen zu außerbetrieblichen Stellen, insbesondere in den Bereichen der Ersten Hilfe, der medizinischen Notversorgung, der Rettung und Bergung, der Brandbekämpfung und der sonstigen Gefahrenabwehr eingerichtet werden (§10 ArbSchG).

Die Anlage 3 enthält eine Aufstellung über die Erreichbarkeit der „am Bau Beteiligten“. Diese Aufstellung ist durch den Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordinator ständig zu aktualisieren.

Ein telefonisches Kommunikationsnetz ist

installiert

nicht installiert. (Da kein Telefonnetz installiert ist, muss die Möglichkeit der Benachrichtigung über Melder als 2. Variante berücksichtigt werden.)

Auf die Festlegungen zum Verhalten bei Unfällen und Bränden wird besonders hingewiesen. Siehe auch Anlage 12.

Erstbelehrung / Unterweisung

Damit Arbeitnehmer die für sie möglichen Gefahren erkennen und dementsprechend geeignete Schutzmaßnahmen anwenden können, müssen die für sie zutreffenden Informationen, Erläuterungen und Anweisungen gegeben werden.  Bei der Arbeitnehmerüberlassung  (nur im Baunebengewerbe zulässig) muss die Unterweisung durch den Entleiher erfolgen.

§ 12 „Unterweisung“ gemäß Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG):(1) Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicherheits- und Gesundheitsschutz bei der Arbeit während ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. Die Unterweisung umfasst Anweisungen und Erläuterungen, die eigens auf den Arbeitsplatz oder den Aufgabenbereich der Beschäftigten ausgerichtet sind. Die Unterweisung muss bei der Erstellung, bei Veränderungen im Aufgabenbereich, der Einführung neuer Arbeitsmittel oder einer neuen Technologie vor Aufnahme der Tätigkeit der Beschäftigten erfolgen. Die Unterweisung muss an die Gefährdungsentwicklung angepasst sein und erforderlichenfalls regelmäßig wiederholt werden.

Nach § 7 der BGV A 1 „Allgemeine Anforderungen“ sind Unterweisungen mindestens einmal jährlich durchzuführen. Der Unternehmer hat die Versicherten nach § 40 der UVV „Explosivstoffe- Allgemeine Vorschriften“ (BGV B 5, alt VBG 55a) jedoch mindestens halbjährlich zu unterweisen. 

Es wird empfohlen, die gründliche Unterweisung vor Beginn der Arbeiten durchzuführen. 


Aufgrund der besonderen Gefahrenumstände wird eine monatliche Unterweisung durchgeführt. 




Die Unterweisung findet im .........................................Rhythmus statt.

Zusätzlich ist eine Unterweisung notwendig, wenn gegen einschlägige Unfallverhütungsvorschriften verstoßen wird. Im Wiederholungsfall sind dann arbeitsrechtliche Konsequenzen bis hin zum Räumstellenverbot von der Räumfirma durchzusetzen.

Betriebliche Regelungen müssen ebenfalls zum Bestandteil der Unterweisung gemacht werden, z.B.:

· SiGe-Plan der Räumstelle,

· Flucht- und Rettungswege,

· Verhalten bei Unfällen,

· Sicherheitseinrichtungen,

· Spezielle Betriebs- oder Arbeitsanweisungen.

Anlage 4 enthält einen Mustervordruck für die Dokumentation von Unterweisungen.

5.4 Arbeitsschutzfestlegungen mit Handlungsanweisungen mit konkretem Räumstellenbezug

In den vorherigen Gliederungspunkten wurden schon teilweise besondere Sicher​heitsmaßnahmen angeführt. Grundsätzliche Forderungen und Festlegungen können den einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften und ergänzenden Festlegungen des Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften (BGR-Vor​schriften) entnommen werden.

Für häufig vorkommende Tätigkeiten wurden „Standard"- Lösungen von den Berufsgenossenschaften erarbeitet (Gelbe Mappe (GM)). Anlage 13 enthält Beispiele für solche „Standard"- Lösungen für ausgewählte Tätigkeiten:

· Erdverlegte Leitungen,

· Arbeiten mit Baggern, 

· Arbeiten mit Radladern und

· Betanken von Arbeitsmaschinen.

Von den einzelnen Kampfmittelbergungsfirmen wurden spezielle Betriebsanweisun​gen erarbeitet, die entsprechend dem Geltungsbereich ebenfalls zu beachten sind. Anlage 10 enthält Betriebsanweisungen für Gefahrstoffe nach § 20 GefStoffV für häufig verwendete Betriebsstoffe.

Auch für Geräte, Maschinen und Anlagen sind besondere Betriebsanweisungen erforderlich, die auf den Bedienungsanweisungen der Hersteller basieren. Oftmals sind auch Bedienungs- und Verwendungsanleitungen der Hersteller auf der Räumstelle vorzuhalten.

Betriebsanweisungen finden sich in den Anlagen 14. Eine Musterbeauftragung zum Führen von Baumaschinen befindet sich in der Anlage 15. Die geltende Räumstellenordung findet sich in Anlage 16.

Folgende Punkte werden bis zum Baubeginn mit allen Beteiligten zeitnah abgestimmt und festgelegt und werden dem AN bei Beginn der Maßnahme übergeben:

· Anlagen

· Lage Hubschrauberlandeplatz

· Rettungskette

· Abholpunkte

· Rettungswege

· Notfalltelefonnummern

· Sonstiges:……………………………………………………………………..

Anlage 1:
Kartenmaterial

Anlage 2:
Vorankündigung

Anlage 3:
Adressliste

Anlage 4:
Unterweisungshilfe / Unterweisungsnachweis KMR

Anlage 5:
Räumstellensozialeinrichtungen

Anlage 6:
Arbeitszeitregelungen

Anlage 7:
BGI 503 Anleitung zur Ersten Hilfe

Plakate / Aushänge Erste Hilfe

Anlage 8:
Räumstellenaushang SiGe-Plan

Anlage 9:
Kennzeichnung von Kampfmitteln im Gelände

Anlage 10:
Musterbetriebsanweisungen „Gefahrstoffe“

Anlage 11:
Anhang 3 GBR 128

Anlage 12:
Verhalten bei Unfällen / Alarmplan Brand

Anlage 13:
Gelbe Mappe

Anlage 14:
Musterbetriebsanweisungen Maschinen

Anlage 15:
Beauftragung zum Führen von Baumaschinen

Anlage 16:
Räumstellenordnung

Anlage 17:
Beschreibung sonstiger Nutzungen / paralleler Arbeiten

Anlage 18:
Beschreibung abweichender Verkehrsregeln

(Anlage ist formlos zu erarbeiten)

Anlage 19:
Leistungsverzeichnis / Leistungsbeschreibung

Anlage 20:
Verfahrensbeschreibung

(Hier erfolgt eine formlose Beschreibung der konkreten Arbeitsverfahren gem. Anhang A-9.4 der Arbeitshilfen.)
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